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abrede nicht plausibel dargelegt. Darüber hinaus hat sie 
ein objektiv schutzwürdiges Geheimhaltungsinteresse 
nicht dargetan. Soweit die Beigeladene auf das schutz-
würdige Verhältnis zwischen Anwalt und Mandant ver-
weist, ist dieses objektiv nur insoweit schutzwürdig, wie 
die anwaltliche Schweigepflicht reicht. Aus den bereits zu 
§ 3 Nr. 4 IFG erläuterten Gründen greift die anwaltliche 
Schweigepflicht in Bezug auf die Rechnungsendsummen 
aber gerade nicht ein. Soweit die Beigeladene darüber 
hinaus ihr Interesse an der Geheimhaltung ihrer Preis-
gestaltung geltend macht, ist dieses hier nach den Aus-
führungen zu § 6 Satz 2 IFG nicht betroffen.

Verwaltungsgericht Berlin, Urteil v. 18.1.2018 – Az.: VG 2 K 50.17. Die 

Entscheidung ist nicht rechtskräftig.

BGH-URTEIL ZUM ANWALTSVERTRAG 
VIA FERNABSATZ – GRUNDSÄTZE, 

WIDERRUF UND DARLEGUNGS- UND 
BEWEISLAST ZUM AUF DEN FERNABSATZ 

ORGANISIERTES VERTRIEBS- 
ODER DIENSTLEISTUNGSSYSTEM 

(URTEILSAUSZÜGE)

AMTLICHE LEITSÄTZE

a)  Anwaltsverträge können den Regeln für den Fernab-
satz unterfallen und als solche widerrufen werden. 

b)  Ein für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- 
oder Dienstleistungssystem liegt regelmäßig nicht schon 
dann vor, wenn der Rechtsanwalt lediglich die techni-
schen Möglichkeiten zum Abschluss eines Anwaltsver-
trags im Fernabsatz wie Briefkasten, elektronische Post-
fächer und/oder Telefon- und Faxanschlüsse vorhält. 

TATBESTAND

Die Klägerin begehrt Anwaltshonorar. Der Beklagte be-
teiligte sich an einer Fondsgesellschaft. Er erhielt von 
der i. GmbH (fortan: Gesellschaft) am 22. Januar 2014 
ein Schreiben, in dem diese ihre Dienste anbot und zur 
Rücksendung eines ausgefüllten Fragebogens und einer 
Vollmacht einlud. Dem Schreiben beigefügt war unter 
anderem eine auf die Klägerin lautende Rechtsanwalts-
vollmacht. Die Klägerin hatte der Gesellschaft Blankofor-
mulare für eine Vielzahl von potentiellen, von der Gesell-
schaft zu werbenden Mandanten zur Verfügung gestellt. 
Der Beklagte unterzeichnete die außergerichtliche Voll-
macht und sandte sie zusammen mit den anderen von 
ihm vervollständigten Unterlagen an die Gesellschaft zu-
rück. Diese übermittelte die Unterlagen der Klägerin, die 
ohne Kontaktaufnahme mit dem Beklagten mittels eines 
Serienbriefes dessen Ansprüche gegenüber der Fonds-
gesellschaft geltend machte.

Nachdem die außergerichtliche Inanspruchnahme 
erfolglos geblieben war, forderte die Klägerin den Be-
klagten auf, eine weitere Vollmacht auf sie auszustellen, 
die auch die Prozessvertretung vorsah. Dies lehnte der 

Beklagte ab, woraufhin die Klägerin diesem ihr außer-
gerichtliches Tätigwerden mit einer 1,3 Geschäftsgebühr 
in Rechnung stellte. Der Beklagte wies die Forderung 
mit Schreiben vom 27. Mai 2014 und vom 30. Juni 2014 
zurück, wobei er im erstgenannten Schreiben zugleich 
erklärte, vorsorglich mit sofortiger Wirkung die über die 
Gesellschaft erteilten Vollmachten zu widerrufen. 

Die auf Zahlung des Anwaltshonorars nebst Zinsen 
gerichtete Klage ist in den Vorinstanzen ohne Erfolg ge-
blieben. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Re-
vision verfolgt der Kläger sein Klageziel weiter.

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

Die zulässige Revision ist unbegründet. 

I.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Zwischen den Par-
teien sei ein Anwaltsvertrag dadurch zustande gekom-
men, dass der Beklagte mit der Rücksendung der unter-
zeichneten Vollmacht der Klägerin ein Angebot auf 
Mandatsübernahme abgegeben habe, das diese durch 
Aufnahme der Anwaltstätigkeit angenommen habe. 
Der Beklagte habe diesen Vertrag jedoch wirksam nach 
§§ 312b, 312d Abs. 1 Satz 1, § 355 BGB in der bis zum 
12. Juni 2014 geltenden Fassung (fortan: aF) widerrufen, 
weil es sich um ein widerrufliches Fernabsatzgeschäft 
handle und die Klägerin nicht dargelegt habe, dass kein 
für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- oder Dienst-
leistungssystem bestehe.

II.

… 2.  Das Berufungsgericht hat die Voraussetzungen 
eines vom Beklagten ausgeübten Widerrufsrechts mit 
Recht bejaht hat. Dabei ist nur im Streit, ob der zwischen 
dem Beklagten als Verbraucher und der Klägerin als Un-
ternehmerin (vgl. EuGH, NJW 2015, 1289) geschlossene 
Anwaltsvertrag ein sogenannter Fernabsatzvertrag ist.

… aa)  Anwaltsverträge sind Verträge über die Erbrin-
gung einer Dienstleistung im Sinne von § 312b Abs. 1 
Satz 1 BGB aF [§ 312c Abs. 1 BGB ab dem 13.6.2014] und 
können als solche den Regeln über Fernabsatzverträge 
unterworfen sein. …

(2)  Für die Anwendbarkeit des § 312b Abs. 1 BGB aF 
[§ 312c Abs. 1 BGB] auf Anwaltsverträge sprechen auch 
Sinn und Zweck der verbraucherschützenden Regelun-
gen für Vertragsabschlüsse im Fernabsatz. Fernabsatz-
verträge sind dadurch gekennzeichnet, dass Anbieter und 
Verbraucher sich nicht physisch begegnen und der Ver-
braucher die vom Unternehmer angebotene Ware in der 
Regel nicht vor Vertragsschluss in Augenschein nehmen 
oder sich Kenntnis von den Eigenschaften der Dienst-
leistung verschaffen kann (vgl. Erwägungsgrund 14 der 
RL 97/7/EG). Um der daraus erwachsenden Gefahr von 
Fehlentscheidungen des Verbrauchers zu begegnen, wird 
ihm ein Widerrufsrecht eingeräumt (BGH, Urteil vom 
12. November 2015 – I ZR 168/14, WM 2016, 962 Rn. 30 
mwN). Das Argument der Revision, der Verbraucher kön-
ne die Qualität der erbetenen Dienstleistung bei einem 
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Anwaltsvertrag vorab nicht besser beurteilen, wenn er 
den Anwalt in seiner Kanzlei aufsuche, kann die grund-
sätzliche Anwendbarkeit des § 312b Abs. 1 BGB aF nicht 
in Zweifel ziehen. Zum einen kann sich der Verbrau-
cher bei einer Vertragsanbahnung ohne persönlichen 
Kontakt keinen gleich umfassenden Eindruck vom 
Dienstleister und den zu erwartenden Dienstleis-
tungen verschaffen. Zum anderen hat der Gesetzgeber 
in § 312b Abs. 3 BGB aF – entsprechend Art. 3 der RL 
97/7/EG – einzelne, bestimmte Dienstleistungsverträge 
vom Anwendungsbereich des Fernabsatzrechtes ausge-
nommen. Hierzu rechnet der Anwaltsvertrag nicht. Die-
se Ausnahmen wären nicht erforderlich gewesen, wenn 
§ 312b Abs. 1 BGB aF nicht auch solche Verträge erfasste, 
bei denen die Qualität der Waren oder der Dienstleistung 
auch bei persönlichem Kontakt nicht hinreichend sicher 
vorab beurteilt werden kann. …

cc)  Die Klägerin hat nicht dargelegt, dass der Ver-
tragsschluss nicht im Rahmen eines für den Fernabsatz 
organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems er-
folgt sei. Dies geht zu ihren Lasten, weil sie die Darle-
gungs- und Beweislast trifft.

(1)  Wird ein Vertrag – wie hier – ohne persönlichen 
Kontakt unter ausschließlicher Verwendung von Fern-
kommunikationsmitteln im Sinne des § 312b Abs. 2 
BGB aF geschlossen, wird widerleglich vermutet, dass 
der Vertrag im Rahmen eines solchen Systems geschlos-
sen wurde. Dies wird durch die Formulierung „es sei 
denn“ in § 312b Abs. 1 Satz 1 BGB aF zum Ausdruck ge-
bracht. …

(a)  Zutreffend geht das Landgericht davon aus, dass 
ein für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- oder 
Dienstleistungssystem vorliegt, wenn der Unternehmer 
in seinem Betrieb die personellen, sachlichen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen geschaffen hat, die 
notwendig sind, regelmäßig Geschäfte im Fernabsatz 
zu bewältigen (BT-Drucks. 14/2658, 30; BGH, Urteil vom 
7. Juli 2016 – I ZR 30/15, NJW 2017, 1024 Rn. 51 mwN). 
Ausreichend ist die planmäßige Werbung eines Unter-
nehmers mit dem Angebot telefonischer Bestellung und 
Zusendung der Ware (BT-Drucks. 14/2658, 85). Demge-
genüber genügt es nicht, dass der Unternehmer auf sei-
ner Homepage lediglich Informationen (etwa über seine 

Waren bzw. seine Dienstleistungen und seine Kontakt-
daten) zur Verfügung stellt (vgl. Erwägungsgrund 20 der 
Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlamentes 
und des Rates vom 25. Oktober 2011 über die Rechte der 
Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG 
des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 
97/7/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates; 
BT-Drucks. 17/12637, S. 50). Ebenso wenig könnte bei ei-
nem Rechtsanwalt ein für den Fernabsatz organisiertes 
Vertriebs- oder Dienstleistungssystem bejaht werden, 
wenn dieser lediglich die technischen Möglichkeiten zum 
Abschluss eines Anwaltsvertrags im Fernabsatz, etwa 
einen Briefkasten, elektronische Postfächer und/oder 
Telefon- und Faxanschlüsse vorhält, die auch sonst zur 
Bewältigung des Betriebs einer Anwaltskanzlei erforder-
lich sind (Staudinger/Thüsing, aaO Rn. 49; Palandt/ Grü-
neberg, BGB, 77. Aufl., § 312e Rn. 6; Ernst, NJW 2014, 817, 
819 f; aA Rinkler, aaO Rn. 43).

(b)  Ob und gegebenenfalls welche weiteren (Min-
dest-)Anforderungen an ein für den Fernabsatz organi-
siertes Vertriebs- oder Dienstleistungssystem zu stellen 
sind, kann im Streitfall dahinstehen. Insofern kommt 
entgegen der Auffassung der Revision auch eine Vorla-
ge an den Europäischen Gerichtshof nach Art. 267 AEUV 
nicht in Betracht. Denn im Streitfall ist es möglich, 
dass sich die Klägerin der Gesellschaft bewusst be-
dient hat, um eine Vielzahl von Mandaten in Kapitalan-
lagefällen ohne persönlichen Kontakt zu den potentiellen 
Mandanten und unter ausschließlicher Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln zu gewinnen. Ein solcher 
Strukturvertrieb oder ein diesem zumindest vergleichba-
res Vertriebssystem erfüllt die Voraussetzungen für ein 
auf den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- oder Dienst-
leistungssystem. Die Voraussetzungen des § 312b BGB aF 
sind auch erfüllt, wenn der Unternehmer ein fremdes 
Organisations- und Dienstleistungserbringungssys-
tem nutzt (vgl. BT-Drucks. 17/12637, S. 50; MünchKomm-
BGB/Wendehorst, aaO Rn. 21).

BGH, Urt. v. 23.11.2017 – Az.: IX ZR 204/16 (in Auszügen).  

Eingereicht von Dr. Astrid Auer-Reinsdorff, Fachanwältin IT-Recht,  

BAB-Redaktion.


